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Wirtschaft

fRANKfURteR ALLGeMeINe ZeItUNG

I nflation,  politische Unsicherhei-
ten, sparsame Konsumenten: So-
bald der Kostendruck in Unterneh-
men steigt, wird händeringend 
nach Sparpotential gesucht. Sehr 

| DEr bEtriEbsWirt |

H ier schreibt ein Liberaler über 
die freiheit –  und das ohne 
Rücksichten! hans f. Bellstedt, 

Kommunikationsberater und Ko-Vorsit-
zender eines fDP-Ortsverbandes in 
Berlin-Mitte, benennt die feinde der 
freiheit: china, Iran, Nordkorea, Sy-
rien, türkei, trump-Anhänger, Ungarn, 
Polen unter der PiS-Partei und, natür-
lich an erster Stelle, Putin (man müsste 
noch Lukaschenko hinzufügen). „Spä-
testens Russlands Überfall auf die Uk-
raine am 24. februar 2022 führt uns in 
drastischer Deutlichkeit vor Augen, 
dass Staaten, die sich auf freiheit, De-
mokratie und Rechtsstaatlichkeit beru-
fen, jederzeit damit rechnen müssen, 
von einem systemischen Gegner, dem 
diese Werte nichts bedeuten, auf brutale 
Weise angegriffen zu werden.“ Deutsch-
lands Stärke sei der Rechtsstaat. Dem 
Grundgesetz ein Dank, ebenso der ent-
wicklung dorthin. Bellstedt erinnert in 
kurzen, klugen Zusammenfassungen an 
Locke, Kant und Popper. 

Doch auch in der Bundesrepublik ge-
be es entwicklungen, die unsere offene 
Gesellschaft bedrohen: „cancel cul-
ture“, verengte Meinungskorridore, 
Woke ness, die AfD. Solange die Pro-
grammatik dieser Partei „nicht in einem 
Koalitionsvertrag auftaucht, scheint die 
freiheitliche Grundordnung von dieser 
Seite bis auf weiteres nicht gefährdet“, 
schreibt der Autor. So überzeugend die 
Ablehnung der Rechtspopulisten für 
einen Liberalen ist (denn beide Gedan-
kengebäude stehen sich diametral 
gegenüber), so blauäugig könnte die 
Unterschätzung der Gefahr durch die 
AfD sein. Was Bellstedt noch hinzufügt: 
Bürger und Unternehmer fühlen sich 
„durch (in ihren Augen) zu hohe Steu-
ern, ein verkrustetes Arbeitsrecht oder 
das überbordende Sozialsystem in ihren 
freiheitsrechten bedrängt“. 

er nennt Beispiele für zu viel Büro-
kratie; natürlich bleibt hier das Gesetz 
zu den Lieferketten nicht unerwähnt. 
Doch ohne Staat geht es auch nicht, er-
läutert Bellstedt. Scharfsinnig erinnert 
er daran, dass es „oftmals die Interes-
senverbände der Wirtschaft selbst sind, 
die den Gesetzgeber zur Schaffung spe-
zifischer Rahmenbedingungen auffor-
dern, die der eigenen Mitgliedschaft 
zum Vorteil gereichen sollen“. Wie ge-
sagt: Bellstedt nimmt in seiner Analyse 
keine Rücksichten, auch nicht auf das 
Klientel der fDP. Ähnlich ist es bei den 
Unternehmenssteuern. Diese betragen, 
Körperschaftsteuer, Gewerbesteuer und 
Solidaritätszuschlag zusammengerech-
net, 29,8 Prozent. In vielen Ländern ist 
es erheblich weniger. es erstaune daher 
nicht, „dass sämtliche Unternehmens-
verbände unisono die Absenkung zu-
mindest auf einen internationalen Mit-
telwert (rund 25 Prozent) fordern“. Die 
fDP unterstütze dies, wisse aber um die 
Widerstände bei SPD und Grünen. 
„Diese haben zumindest ein histori-
sches Argument auf ihrer Seite, nämlich 
dass die Unternehmenssteuern in den 
zurückliegenden zweieinhalb Jahrzehn-
ten bereits erheblich gesenkt worden 

sind.“ Wer davon nicht profitiere, seien 
Personengesellschaften. 

Den Sozialstaat bezeichnet der Autor 
als an eine Vollkaskoversorgung nahe-
kommend. tatsache sei aber auch: „Der 
Sozialstaat hat Verfassungsrang.“ Der 
Gesetzgeber habe dafür Sorge zu tragen, 
dass die Bürger in menschenwürdigen 
Verhältnissen leben. „Das Gebot christ-
licher Nächstenliebe besteht in form 
staatlicher fürsorge fort, ungeachtet al-
ler Säkularisierung.“ Doch zu paterna-
listisch dürfe es nicht werden: „Der 
mündige, selbstbestimmte Bürger mu-
tiert zum abhängigen, rundum betreu-
ten, letztlich fremdbestimmten Leis-
tungsbezieher – ein Widerspruch zum 
Ideal der Autonomie, eine Abkehr vom 
humanistischen Menschenbild.“ eine 
solche Abkehr kann man auch in den 
Verirrungen der Identitätspolitik aus-
machen. Bellstedt schreibt zutreffend, 
dass Sprechverbote nicht helfen. 

Was aber ist nun zu tun angesichts 
der vielfältigen Bedrohungen? Bell-
stedt wünscht sich eine Allianz der De-
mokratien, die freihandel und Wehr-
haftigkeit fördern: Geborene Mitglie-
der wären die USA, Kanada, die eU, 
Großbritannien, Australien, Neusee-
land, Japan, Südkorea und taiwan. Mit 
dieser Idee steht er nicht allein. Sein 
Buch erinnert bei Zustandsbeschrei-
bung und in manchen Lösungsansätzen 
an Mathias Döpfners „the trade trap: 
how to stop doing Business with dicta-
tors“ (f.A.Z. vom 16. Oktober 2023). 
Döpfner hatte perspektivisch noch In-
dien und Brasilien, sogar ein Russland 
in der Zeit nach Putins Schreckensherr-
schaft für eine solche Allianz ins Spiel 
gebracht. Bellstedt wünscht sich außer-
dem eine „Allianz der Armeen“. Doch 
was passiert, wenn ein neuerlicher Prä-
sident trump die NAtO beendet? 
Schöne Utopien allein werden nicht 
helfen. Bellstedt beschließt sein Buch 
mit hinweisen zur Reform der Renten-
versicherung. Nach Abwägung aller 
Möglichkeiten bleibt wohl nur eins: Die 
Menschen müssen flexibler, im Kern al-
so länger arbeiten.  Aber wer sagt es den 
Bürgern? Dazu: eigenvorsorge, am 
besten mit Aktien; dies predigt auch 
Volker Looman seit Langem in dieser 
Zeitung (glücklich, wer die letzten Jahr-
zehnte auf ihn gehört hat), die fDP-
Idee der Aktienrente ist auf eis gelegt. 
In der Schule verlangt Bellstedt die 
Rückkehr auf das Wesentliche: Lesen, 
Schreiben, Rechnen. Zusätzlich dürfe 
die erziehung zur Demokratie nicht 
fehlen. Die Grundsätze der Sozialen 
Marktwirtschaft seien zu lehren. Dem 
kann man nur zustimmen. Wenn Putin 
demnächst Grenzverletzungen zu Lett-
land provoziert, haben wir freilich noch 
einmal ganz andere herausforderun-
gen. Dann müssen wir für die offene 
Gesellschaft des Westens kämpfen – et-
was, was bislang die Ukrainer für uns 
erledigen.  JOcheN ZeNthöfeR

hans f. bellstedt: Die Vermessung der 
freiheit, Otto Meißners Verlag, Berlin 2023, 
252 Seiten, 20 Euro
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Wer Freiheit bedroht
eine Vermessung aus liberaler Sicht

Wenn es hart auf hart 
kommt, sparen firmen 
oft am Marketing. 
Doch sie sollten das 
Gegenteil tun. eine 
fluglinie macht es vor. 
Von Barbara Stöttinger

Zeit lässt sich nicht anhalten
D ie deutsche Wirtschaft kämpft 

mit den folgen von Inflation 
und Zinsanstieg. 2023 ist das 

hiesige Bruttoinlandsprodukt um 0,3 
Prozent gesunken, wie das Statistische 
Bundesamt in einer ersten Schätzung 
ermittelt hat. Die Verbraucher haben 
ihre Konsumausgaben eingeschränkt, 
und auch die Bauinvestitionen waren 
rückläufig. 

Da die einkommen der 
privaten haushalte aufgrund 
von Lohnerhöhungen, Infla-
tionsprämien und der Anhe-
bung des Mindestlohns kräf-
tig zugelegt haben, gab es 
für die meisten Arbeitneh-
mer im abgelaufenen Jahr 
aber keinen weiteren Kauf-
kraftverlust. Die Beschäfti-
gung ist – trotz der schwa-
chen Konjunktur – sogar 

men dafür, dass die Lohnstückkosten 
im vergangenen Jahr um fast sieben 
Prozent angestiegen sind. In Zeiten 
einer mauen Nachfrage ist das für die 
Unternehmen eine besondere Belas-
tung. Die Kostensteigerungen können 
sie zum überwiegenden teil nicht 
durch steigende Verkaufspreise weiter-
geben. Das drückt die Rentabilität. 

Der konjunkturelle Aus-
blick für 2024 ist somit ge-
mischt: Die steigenden ein-
kommen dürften bei einer 
rückläufigen Inflationsrate 
dafür sorgen, dass die priva-
ten Konsumausgaben wie-
der zulegen. Das kann aus 
unserer Sicht zu einem posi-
tiven Wachstum der Ge-
samtwirtschaft führen. An-
dererseits lasten die gestie-
genen Zinsen weiterhin auf 
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Zwischen Hoffen und Bangen
Von Michael Holstein
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